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In balt. Preußen. Berlin. (Amtliches.) — (Kammerverhandlungen.) — (Varlamentariſches.) — (Die Zollkonferenz betreffend.) — (Zur Tages Chronik.) — Deutſchland. 
Fra ukfurt. (Die Note in Betreff der Flüchtlinge. Die Verhandlungen in Betreff der Flotte und der Preſſe.) — Luxemburg. (Wiederherſtellung der kathollſchen Hierarchie in den Niederlan⸗ 
den.) — München. (Kammer. Konſiskation.) — Karlsruhe. (Verlängerung des Kriegszuſtandes.) — Wiesbaden. (Wahlverordnung.) — Darmſtadt. (Bartkonflikt.) — Weimar. (Ge, 
ſetzentwürfe, die Polizei und Gemeindeordnung betteffend.) — Dresden. (Hofnachrichten. Satzfehler.) — Hannover. (Veränderung der erſten Kammer in Ausſicht.) — Dänemark. Ko- 
penhagen. (Löfung der däniſchen Kriſis.) — Frankreich. Parts! (Tagesbericht.) — Großbritannien. London. (Miniſterrath. Normanby. Der Strike.) — Dublin. (FIriſche 
Zuſtände.) — Belgien. Brüſſel (Die Konſiskation der orleansſchen Güter.) — Spanien. (Eine republikaniſche Verſchwörung.) — Amerika. (Neueſte amerikaniſche Poſt.) 


Telegraphiſche Nachrichten. 
Brüſſel, 31. Januar. Der Senat hat den holländiſch⸗belgiſchen Bertrag 
mit 22 gegen 15 Stimmen angenommen. Das „Bulletin franenis‘ iſt ge⸗ 
ſtern mit Beſchlag belegt worden. (Telegr. Dep. d. Pr. Z.) 


Das von der Regierung eingebrachte Geſetz über den Diebſtahl an vo und andern Wald⸗ 
produkten hat in der Kommiſſtion der erſten Kammer einige nicht unerhebliche Aenderungen er⸗ 
fahren. Die bisherige Geſetzgebung kennt nur den Schutz der in Forſten und W ſtehen⸗ 
den Hölzer, das neue Geſetz fol. dieſen Schutz auch auf außer Waldes ſtehendes Holz ausdeh⸗ 
nen. Mit Rückſicht auf das neue Strafgeſetzbuch hat die Kommiſſſon, indem fie jene Ausdeh⸗ 
nung zuläßt, doch eine mildere Strafe für gewiſſe Fälle in das Ermeſſen des Richters geſtellt. 
* vi Erweiterung der Beftignip, Hausſuchungen wegen Holzdlebſtahls vorzunehmen, find 
zurückgewieſen. 

Die Geſchäftsordnung der zweiten Kammer bedarf, wie die Beufige Debatte unzweifelhaft er⸗ 
ab, einer Verbeſſerung in verſchiedenen Punkten. Keine aber thut ihr dringender noth, als die 
bſtellung des Uebelſtandes, welcher in der Leichtigkeit liegt, Namens auftuſe herbeizuführen. Es 

wird auf allen Seiten des Hauſes mit dieſer geſchäftsordnungsmäßigen Verwendung der den 
Intereſſen des Landes gewidmeten Zeit ein wahrhaft grauſames Spiel getrieben, und der An⸗ 
theil, welchen das Land daran nimmt, daß dieſer und jener Abgeordnete ſo und nicht ſo geſtimmt 
hat, iſt bei weitem nicht fo groß, als das Mißbehagen, welches eiue wohl in keinem Parlamente 
n des weſentlichen Zweckes einer Landesvertretung uncl K 
en muß. 5 N B. 
N. Pr. Z.) „Allgemeine Heiterkeit“ erregt bei namentlichen Abſtimmungen in der erſten 
bee eue ne Dan ja den k e i denden d den 
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und eine einzelne Stimme fragt: „Wie lange“ * e u, In Rom! 


Berlin, 31. Jan. [Die Zollkonferenz betreffend.] Nach der Voß. Ztg. 
hofft man, die Zollkonferenz zum 1. März hier eröffnen zu können. Die Propoſitio⸗ 
nen für dieſelbe ſind bereits ausgearbeitet, und werden ſich auf die Erneuerung der frü⸗ 
heren Verträge mit den durch den preußiſch⸗hannoverſchen Vertrag nothwendig gewor⸗ 
denen Modifikationen, auf das Stimmenverhältniß, Konſulatweſen u. ſ. f. beziehen. 
Durchgreifende Aenderungen ſollen nicht beantragt werden, Wie die Vel. meint, 
iſt Ausſicht vorhanden, daß man in Kurzem zu einem befriedigenden Reſultate gelan⸗ 
gen wird; insbeſondere fol man aus Baiern die zuverläſſigſten Berichte haben, daß die 
Stimmung des Landes wie der Regierung (e) ſich für ein treues Feſthalten am Zoll⸗ 
verein fortdauernd ausſpricht. 

C. B. Es iſt von uns erwähnt worden, daß die Abſendung der Einladungsſchrei⸗ 
ben zum Zollvereinskongreß gleich nach eingegangener amtlicher Mittheilung aus Han⸗ 
nover, daß die Genehmigung des Septembervertrages durch die Kammern erfolgt ſei, 
geſchehen werde. Es iſt zu bemerken, daß die Einladungsſchreiben, wie ihre Adreſſen, 
lediglich dem Ermeſſen unſerer Regierung anheimfallen und daß wie von keiner Einla⸗ 
dung ſo auch von keiner Theilnahme Oeſterreichs an dem Zollpereinskongreß wird die 
Rede ſein können. — Von gut unterrichteter Seite wird es entſchieden in Abrede ge⸗ 
ſtellt, daß die öſterreichiſche Regierung durch ihre Geſandtſchaft in Paris Schritte habe 
thun laſſen, um auf eine Rücknahme des napoleoniſchen Dekrets über die Gllter der 
Orleans hinzuwirken. Dagegen erzählt man, und wir theilen dieſes Gerücht mit, daß 
die Prinzen des Hauſes Orleans auf den Rath ihrer Freunde eine Verwahrung gegen 
jenes Dekret bei dem parifer Kaſſationshofe niederlegen und gleichzeitig eine Darlegung 
ihrer verletzten Beſitzthumsrechte allen Höfen zufertigen wollen. i ZEN 

Berlin, 31. Dez. [Zur Tageschronik.] Das Mitglied der zweiten Kammer, geheime 
Rath Graf Zieten, welches aus Freundſchaft für den Grafen Hompeſch eine Vertretung der An⸗ 
ſprüche des Letztern in Brüſſel verſucht hat, wird in einigen Tagen hierher zurückkehren. 

Den ſich immer wiederholenden Gerüchten von einem dauernden Verbleiben der öſterreichi⸗ 
ſchen Truppen in Norddeutſchland, ſieht ſchon die Erklärung unſeres Herrn Miniſterpräſtdenten 
in der zweiten Kammer gegenüber. Wie dieſe unſere frühere Mittheilung, daß eine Vereinbarun 
über die Verwendung öſterreichiſcher Truppen im Norden nicht beftehe, ſich beſtätigt hat, fo wird fl 
auch unſere weitere Angabe, daß eine Beſetzung Hamburgs durch öſterr. Truppen nicht, wohl 
aber der direkte Rückmarſch der kaiserlichen Truppen nach vollſtändiger Abwickelung der ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Angelegenheit bevorſteht, ſehr bald durch Thatſachen erfüllen. 

Der katholiſche „Kirchliche Anzeiger“ führt das Gerücht von der beantragten Ernennung eines 
katholiſchen Vase für Berlin auf den Umſtand zurück, daß ein neu ernannter Weihbiſchof 


feine Biſchofsmütze in Berlin anfertigen läßt. Daſſelbe Blatt ſtellt auch — und wir könn 
dies beſtätigen — in Abrede, daß von der Einrichtung eines katholiſchen Gottesdienſtes bei der 
hieſigen Univerfität niemals die Rede geweſen iſt. — Bei der hieſigen katholiſchen Gemeinde be⸗ 
fteht jetzt auch ein Gebetperein, ein Zweig der weit verbreiteten Roſenkranzvereine. Die Män⸗ 
nerabtheilung deſſelben hält Morgen eine Verſammlung. (C. B. 2 

Heute Abend werden die großh. mecklenburgiſchen Herrſchaften im hieſigen königl. Schloſſe 
erwartet, — Se. Durchlaucht der Prinz Peter v. Kourakin, kaiſerl. tuſſicher Obet 4 155 
ment Garde du Corps, iſt aus St. Pelersburg hier angekommen. — Der Minifterpräfident 
Freiherr von Manteuffel und der Handelsminiſter v. d. Heydt ſind heute früh nach Staß⸗ 
Bi abgereiſt. — Der Oberpräſident der Provinz Poſen, Herr v. Putikammer, iſt heut 


Preußen. i 

Berlin, 31. Januar. [Amtliches] Se. Maj. der König haben allergnädigſt 
geruht: dem Regterungs⸗Sekretär a. D., Rechnungsrath John zu Trier, den rothen 
Adlerorden vierter Klaſſe; und dem Juſtitiarius des Bergamts in Waldenburg, Brafs 

ſert II., den Amtscharakter als Bergrath zu verleihen. 
MNilität-Wochenblatt.] v. Bonin, GeneralMajor u. Komdr. der 16. Diolſton, zum 
Staats- und Kriegs ⸗Miniſter ernannt. v. Wangenheim, General⸗Major und Direktor des 
allgem. Kriegs⸗Departements, von der Leitung der Geſchäſte des Kriegs⸗Miniſteriums entbunden. 
v., Kamecke, Sek.⸗Lt. vom 4., ins 6. In. egt. verſetzt. v. Af Hoff „P. ⸗Fähnr. vom 38. Inf.⸗ 
Regt., zum Sek.“ Lt. befördert. Mandel, P.⸗Jähnr. vom 33. Inf.⸗Regt., zum Sek. Lt. Beyer, 
penſ. Oberfeuerwerker vom 5. Art.-Negt., der Char. als Sek.⸗St. beigelegt. Liebe vormaliger 
Sek.⸗Lt. im Garde-⸗Art.⸗Regt., unter Auipfensn ung der Funktion eines Studien ⸗Direktors des 
Marine. Lehr⸗Inſiituts zu Stettin, vorläufig auf 2 Jahre, als Pr.⸗Lt. mit dem Char. als Haupt⸗ 
mann & la shite des Marine Corps angeſtellt. Holfelder, Oberſt u. Komdr. der 1. Ldw.⸗ 
Brig., geſtattet, die Uniform des 1. Inf.⸗Regts. beizubehalten, und iſt detſelbe bei dieſem Regt. 
a la suite zu führen. — Koch, penſ. Major, zuletzt Haupt. im 18. Inf. Regt., zum Führer 
des 2. Auſgebots vom 2. Bat. 16. Ldw.⸗Regts. ernannt. — Abſchiedsbewilligungen: Bauer, 
Major zur Disposition, zuletzt Hauptmann im Ingenieur-Gorpd, v. Somnitz, Oberſt⸗Lieut. 
zur Disposition, zuletzt Major, aggr. dem 8. Ul.-Regt., beiden mit der Armee-Unif, mit den 
vorſchr. Abz. f. V. und mit Beibehalt ihrer bisher. Penſton, der Abſchied ettheilt. v. Naß, 
Major vom 14. Juf.⸗Regt., als Oberſt⸗Et., mit der Regis.-Mnir. mit den vorſchr. Abz. J. Ver., 
Ausſicht auf Civilverſ. und Penſton, der Abſchied bewilligt. Bei der Landwehr: Berghmann, 
Oberſt⸗Lieut. zur Disp., zuletzt Major im 34. Inf.⸗Regk., unter Entbindung von dem Verhält⸗ 
niß als N de e e 1. Bat. 25. Regts., v. Forell, Oberſt⸗Lieut. zur Disp., 
uſetzt im 28. Juf.⸗Regt., Unter Entbindung von dem Verhältniß als Führer des 2. Aufgebots 
3. Bat. 25. Regts., Günther, Mafor zur Disp., N Hauptmann im 25. Senf Regt, 
unter Entbindung von dem Verhältniß als Führer des 2. Aufgebots vom 1. Bat. 28. Regts., 
allen dreien mit der Armee ⸗Unif. mit den vorſchr. Abz. f. V. und ihrer bisher. Penſion, der Ab⸗ 
ae — Schmidt, interim. Lazarelh⸗Inſpektor 2ter Klaſſe zu Schweidnitz, im Amte 
eſtätigt. 


Kammer⸗Verhandlungen. 
Zweite Kammer. Sitzung vom 31. Januar. 

Präſ. Graf Schwerin erſucht die Mitglieder, die Veröffentlichung ihrer Reden durch den 
ſtenographiſchen Bericht abzuwarten und dieſelben nicht aus den Korrekturen den Zeitungen ab⸗ 
Shin — Vizepräſident Geppert übernimmt den 110 — v. Brauchitſch ſpricht für den 

ber d 


chexerſchen Antrag, welcher die Wiederaufhebung des en Vinckeſchen Antrag gegen die 

ameindeordnungs⸗Kommiſſion gefaßten Beſchluſſes bezweckt. Er appellirt in Betreff dieſes Ber 

luſſes „vom e an den Menſchenverſtand.“ Eine Abſtimmung könne nicht rich⸗ 
iche Sezen ſie mehr Mitglieder ergebe, als ae find. — v. Rinde erwark, daß auf 
a eee, enge 

räſtdenten erior erkeit.) Er deduz 3 Meſultale Kleist ng und der durch den 

bſtimmung nicht erkündigung ” enn 2 Unrichti eit 1 URL Ihe we 905 955 f 
jeien. aut mib [em on  AOLE worden, ale ele Hanke Olabe denden co 
Graf Arnim erörter 2 mehr Mitglie i 1 10 jene Bänke Plätze hätten. — 
— 9. Auerswald me Sachlage in demſelber e nach Analogie der Abgeordnetenwahlen. 
in dieſem Falle die beit für ere des Beſchluſſes im Namen der Majorität, welche 
richterſtatter) hält ihn Wee ſei. — Scherer rechtfertigt ſeinen Antrag, Oſterrath (als Be⸗ 
aft, die Zählung wird port für begründet, noch für 51 für — Die Abſtimmung iſt zweifel ⸗ 
Beim Namens aufruf ip nommen und es ſtimmen 131 für, 124 gegen Uebergang zur Tagesordn. 
daß die Gemeindeordnungs⸗Ko 1 132 für, 124 gegen die Tagesordnung. Der Beſchluß: 
trages über die Verfaſſungeswierſſſon fi förderſamſt mit der Beratung des Vinckeſchen An. 
bleibt ſomit aufrecht. — Es olelt der Einberufung der Provinzialſtände zu beſchäftigen habe, 
nanz-Kommiſſton über den Gefepenmpterauf die Verhandlung über den Petſtionsbericht der F. 
wegen anderweiter Vertheilung und Aut ‚die Abänderung des Geſetzes dom 21. Januar 1839 
tags zu den Koſten der Zuftigverwaltung gung des 1 ber nem zu entrichtenden Bei. 
Berichts Veranlaſſung, über die Geſetzwidtigteit d. Becker dal ande aus den Ausdrücken des 
Gegenbemerkungen des Vorſizenden, L Bonn ider ve m de ee 755 kurze 
v. Veſtbalen, o. Binde u. Auerewald bervottu pi dit prä Graf S n ee 
über dieſen Punkt, als nicht am Orte ſeiend, A ie a Kommiſſt A 2155 daten 
angenommen. — Es folgt der Bericht der Kommiffign Für Finanzen und Böll 8 i 992 
tionen der Domänengläubiger des ehemaligen öͤnigreichs Westfalen hin lic lee die 
Kommijfion den Uebergang zur Tagesordnung beantragt hat. Geppert lte ſich zwar gegen 
die Petition in der vorgebrachten Form, hält aber dafür, daß eine Berückſichtigun berfelben 0. 
wohl materiell als auch rechtlich begründet fein würde, und will fie dem Sinenpuinifierium ur 
Berückſichtigung überweiſen. Der Antrag der Kommiffton wird ſedoch angenommen. — Auch 
— un io 9925 9 Wen a We 1 mung dbekgehe Intereſſen verfolgen, wird 

ntrage der Kommiſſion gemäß zur Tagesordr gegan, 3 

Sitzung: Dienfag 11 Ahr Au ek Budgetberichte.). sunkt⸗ Mine 


[Parlamentariſches.] Die Sinanztommilfon der zweiten Kammer iſt bereits mit der 

Beratung des Sefegentiurfes über die Yetranpeheie beſchäftigt und wird e die Ab» 

5 ug des Berichts erfolgen. Dem Vernehmen nach wird der Eigentümer der Spenerſchen 
ng, Dr. Spiker, von der Kommiſſion als Sachverſtändiger gehört werden. 


7 heute 

oſen hier wieder eingetroffen. — Der königl. Kammerherr Graf v. Keller ir aus Erfurt, hi 
önigl. däniſche Kammerherr Baron v. . aus Lübeck, und der kalſerl. brafflianiſche Konf 
Courvoiſſer aus Hamburg hier eingetroffen. — Der königl. ſächſiſche Kammerherr von Carlowitz 
4 . ee und der Landſtallmeiſter von der Brincken nach Neuſtadt a. d. D. von hier 
abgereiſt. N 
Nachdem hin und wieder die Beſorgniß laut geworden wax, daß die neuen kirchlichen Ge⸗ 
meinderäthe 0 einzelnen Fällen Beschl. 1 75 1 0 1 über bie geielii ihnen einge 
eräumte Befugniß hinausgingen und hemmend oder ſtörend in die Amtsbeſugniſſe der ol 
en eingriffen, hat der evangeliſche Oberkirchenrath zu § 13 der . den Zuſatz g 
migt: „Dem vorſitzenden Geiſtlichen ſteht das Recht zu, Beſchlüſſe des Kirchen⸗Gemeinderaths 
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beſtand der Uebertretung ermittelt ift, zu erekutiren find). — In den Gefeg-Entwürfen, 
einen Nachtrag zur Gemeinde⸗Ordnung und zu dem Geſetz über die Neugeſtaltung der 
Staats⸗Behörden betreffend, iſt der Staatsregierung das Recht vorbehalten, ſowohl die 
Bezirks⸗Ausſchüſſe, als die Gemeinderäthe, welche ihre Obliegenheiten nicht 
erfüllen, aufzulöſen. Letzteres darf jedoch nur dann geſchehen, wenn / der ſtimm⸗ 
berechtigten Ortsbürger ſich dafür erklärt. Auch kann die Nigie n in dem Falle, daß 
fie zweimal genöthigt geweſen wäre, der Wahl des Gemeinde⸗Vorſtandes die Beſtäti⸗ 
gung zu verſagen, ſelbſt die Stelle aus der Mitte der Ortsbürger beſetzen laſſen. 

* Dresden, 31. Jan. [Hofnachrichten. — Ein Satz fehler.] Der König 
iſt in Begleitung der Prinzen Albert und Georg heute früh nach Leipzig, der hier zu 
Beſuch geweſene Herzog von Koburg aber bereits geſtern früh nach Koburg zurückge⸗ 
reiſt. Der Herzog und die Herzogin von Sachſen⸗Altenburg werden dem Vernehmen 
nach noch heute nach ihrer Reſidenz zurückkehren und dürfte deren Beſuch mit der am 
10. k. Mts. bevorſtehenden Vermählung des Erbgroßherzogs von Oldenburg mit der’ 
Prinzeſſin Eliſabet in Verbindung ſtehen. 

Die heutige Nummer der Sächſ. Conſt. Ztg. (Nr. 25) iſt im Laufe des Vormit⸗ 
tags polizeilich mit Beſchlag belegt worden. Wie man hört, iſt die Urſache davon, 
daß auf Seite 99 d. N. zu Anfang des Referats über die Verhandlungen des Land⸗ 
tags die Worte „königl. Hoftheater“ zu leſen ſind und zu der Vermuthung Veranlaſ⸗ 
ſung gegeben haben ſoll, als habe damit geſagt werden ſollen, daß der Landtag „Ko⸗ 
mödie“ ſpielt. Jedenfalls iſt dies nur ein Satzfehler. > 


Hannover, 28. Jan. Geſtern Abend fand auf Einladung des Rittmeiſters 
v. Münchhauſen eine Verſammlung der Abgeordneten erſter Kammer, welche den 
Grundbeſitz vertreten, ſtatt, in welcher der Entrepreneur ſeine Kollegen auf die Dinge 
vorbereitete, die da kommen ſollen. Nach vorausgeſchickter Ermahnung zur demnäch⸗ 
ſtigen ruhigen Erwägung und Berathung theilte er den Anweſenden mit, daß mit der 
erſten Kammer einige Veränderungen vorgenommen werden würden, 
die er ungefähr dahin bezeichnete (es fehlte dem Vortrage die Klarheit und der rechte 
Zuſammenhang), daß aus der Vertretung in erſter Kammer die Lehrer entfernt und 
die Vertreter der Geiſtlichkeit auf zwei reduzirt werden ſollten. Auf die Anfrage von 
v. Honſtedt, ob an deren Stelle Ritter geſetzt werden würden, erfolgte nur die Ant⸗ 
wort, dieſe Mittheilungen ſeien ohne beſondere Autoriſation geſchehen. Das Begehren 
einer Erklärung über die beregten Veränderungen wurde allſeitig zurückgewieſen, und 
nur bemerkt, man werde erwarten, was die Regierung bringen werde. Aus dem Vor⸗ 
trage des Proponenten, der nichts weniger als Diplomat iſt, ſchien hervorzugehen: die 
Miniſter wollen Abänderung der Vertretung in erſter Kammer, der König will keine 
Abweichung vom verfaſſungsmäßigen Wege; alſo vorläufige Sondirung der Anſichten 
der Grundbeſitzer, welche die Majorität bilden. G. f. W.) 

Dänemark. ae" 

Kopenhagen, 28. Januar. [Löſung der däniſchen Krifis.) Heute im 
Landsthing theilte der Finanzminiſter Graf Sponneck, und im Volksthing, bei über⸗ 
füllten Tribünen, der Miniſter Bluhme Folgendes mit: 

Se. Maj. der König haben unterm geſtrigen Datum allergnädigſt Sr. Exc. dem 
Premierminiſter, Grafen A. W. Moltke, Sr. Exc. dem Miniſter des Innern, v. Til⸗ 
liſch, dem Kriegsminiſter General Flendsborg, dem Marineminiſter v. Dockum 
und Sr. Exc. dem Miniſter für Schleswig, Bardenfleth, ihre Dimiſſion bewilligt. 
N und Tilliſch hatten bereits ihre Sitze als Reichstagsmaͤnner wieder einge⸗ 
nommen. 

Am ſelbigen Tage habe Se. Maj. allergnädigſt den insertmiftifchen Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten, Se. Exc. v. Bluhme, dazu ernannt, bis auf Weiteres 
gleichzeitig Premierminiſter für das Königreich Dänemark zu ſein; desgleichen den in⸗ 
terimiftifchen Cultusminiſter Bang, um gleichzeitig interimiſtiſch das Portefeuille des 
Innern für das Königreich Dänemark zu übernehmen. Se. Erc. General⸗Lieut. Han⸗ 
fen, Finanzminiſter; Graf Sponneck und Kommandeur⸗Kapitän Steen⸗Bille find 
reſp. zum Kriegs-, Finanz⸗ und Marine⸗Miniſter ernannt, Se. Exc. Graf Carl 
Moltke iſt allergnädigſt zum Minifter für das Herzogthum Schleswig, und Se. Exc. 
Graf Reventlow⸗Criminil für die Herzogthümer Holſtein und Lauenburg ernannt. 

Ferner verlaſen beide Miniſter Folgendes: Erik N : 

ekanntmachung. N 

Wir Frederik VII. ꝛc., kund 10 0 allen Unſeren lieben — getreuen Unterthanen. 

Es iſt uns allerunterthänigſt vo ee worden, daß die 50 l fl ungen der im vorigen 
Jahre zufolge Unſeres allerhöchſten Mantfeſtes vom 14. Jun 3: ensburg zufammenbern- 
fenen angeſehenen Männer nicht zu der don uns begwedten en St inſtimmung in Betreff der 
wichtigſten Angelegenheiten Unſerer Monarchie und namentlich ellung Unſeres Herzogthums 


Schleswig in denſelben geführt haben. 75 5 
VER baben deshalb Ace ede auf die Reſultate dust Unterhandlungen bauen wollen, ſon⸗ 


mit der Reguli 7 i 
dern dagegen den allerhöchſten Beſchluß gefaßt, daß m * Regulirung der Angelegenheiten 
Unſerer Monarchie, unte Beibehaltung und weiterer EntWidelung der Einrichtungen, die ent. 
weder alle Theile derſelben umfaſſen, oder einzelnen liche en zum Grunde gelegt find, in dem 
Geifte der Aufrechthaltung und Verbefferung der rech lich beſtehenden Verhältniſſe weiter fortge⸗ 


ſchritte oll. x 
” So ue be die ungeſchmäler e Auftechlhaltung Unferer Monarchie in ihrem ganzen 


Terkitorial- Umfange unter dem Beiſtand der europäiſchen Großmächte für die Zukunft geſichert 
bleiben fol, 10 ſoll auch die Verbinden ue en den verſchiedenen Theilen der Monarchie zu 
einem wohlgeordneten Ganzen auftecht BAHN und beſeſtigt werden, n! mittelit Verwal⸗ 
tung der gemeinsamen Angelegenheiten Be enmeinjame Behörden und zund 0 durch eine für 
die Behandlung der gememſamen Ange batte zen gemeinſame Verfaſſung, zu deren Einführung 
an . = OLE ehe en len Theilen der Monarchie, welche früher 
n a 
: nn Se Se den. e e dee ee 
en, 28, 5 203 2 J General-Ad utanten für den und ee⸗Etat, von em Komm ariats⸗ (22 
Wiesbai Ar: Jan. Heute iſt vom herzogl. Staatsminiſterium eine Ver d A ber nee und Kommiffariats-Kollegium, von der Finanz-Deputation, von 
ordnung 1 12 4 155 r in Bezug der alsbald vorzunehmenden Wahlen zur Fer Direktion für die Staatoſchuld und den ſinkenden Fonds, ſo — u. ET 
Ständeverfammlung rdnet. . tion abgemacht oder Uns allerunterthänigſt vorgetragen worden; desgleichen die ſrüher unter die 
Darmſtadt, 28. Jan. Das an die Anwälte ergangene Verbot, mit einem J. und 2. S n gebe Sachen, Nie Ka e 6 und Abga⸗ 
Schnurrbart vor Gericht zu erſcheinen, hat zu Konflikten geführt. In der geſtrigen Ba oder Erhebung: gone om nge ur angehen, gen Zoll und Kolonialſachen N 
Affifenfigung erſchien der Vertheidiger mit einem ſolchen Barte; nicht zugelaſſen, well kann und agegenbellen, ſo weit e dae Ke Dänemark betreffen, bereits an die be. 
er ſich weigerte, ſofort ſeinen Bartſchmuck abzulegen, zog er ſich zurück, ſo daß das chenden ferien über egangen find inf on de Miniſterium der auswärtigen Angelegen⸗ 
Verfahren aufgeſchoben werden mußte, bis ein anderer Anwalt die Vertheidigung über⸗ heiten, dem e dem Miri und Finanzminlſtertum nach den beſtehenden Vorſchrften be. 
nommen hatte. Hen 5 handelt werben, und zwar dergeftalt, vaß der Wirfungskreis Biete Minifterien, wie es früher 
Weimar, 29. Januar. Das Miniſterium hat bei dem Landtage einen Geſetz⸗ mit den ber Bebörden der Fall geweſen, die unmittelbar unter Uns ſtanden, ſich auf 
Entwurf eingebracht, in welchem das Verordnungsrecht der Polizei wieder hergeſtellt alle She onarchie erfireden foll. 
und derſelben zugleich die Befugniß eingeräumt ift, Strafandrohungen bis zu 3 
Tagen Gefäͤngniß auszuſprechen (welche dann auch von den Gerichten, wenn der That⸗ 


Urchlichen Vorgeſetzten zu ſuspendiren ““ 2 5 . 
Nach Ra, 24. 5 M. ergangenen Bekanntmachung des Oberpräſſdiums iſt der bisherige 
Kandidat der Theologie Chriftian Boguslaus Rudolph Lopmann von dem altlutheriſchen Ober⸗ 
Kirchenkollegium zu Breslau zum Hülfsprediger für die arochie Berlin gehörenden Ge⸗ 
meinden ernannt und berufen worden. N (N. Pr. 3.) 

Wir haben bereits mitgetheilt, daß die Erhöhung der zweijähtigen Dienſtzeit bel der Inſan⸗ 
terie auf eine dreijährige, und die Vermehrung der ſämmtlichen Landwehr ⸗Cadres um 100 Mann, 
ſowie der Ofſizier⸗Chargen bei der Linie und Land vehr zu den für nothwendig gehaltenen Ver⸗ 
änderungen bei der Arwce gehört, und die Einführung derſelben jo gut wie veläloffen iſt. Daß 
hiermit eine weſentliche Erh bun des Militäretats vorhanden ſein muß, liegt in der Natur der 
Sache begründet, und es konnke ſich, wenn der Kriegsminiſter, wie ebenfalls ſchon erwähnt, 
jetzt auf eine fernere, Mehrforderung verzichtet, eben nur um einen Aufihub, nicht aber 
um das Aufgeben handeln. In dieſem Sinne gehen auch der „Spen. Ztg.“ „aus zuverläßiger 
Quelle“ Millbedlungen zu. Die Ausführung der erwähnten „Reformen“ ſei nicht zu bezweifeln, 
fie werde aber nicht gleich und nicht plötzlich erfolgen, es dürfte virlmehr darüber wenigſtens 
noch ein Jahr hingehen. Die abermalige Mehrforderung für das Militär⸗Budget werde, was 
den dies 2 20 Etat betrifft, keine weſentliche ſein. Mit der Einleitung zur Ausführung der 

bezeichneten Reſormen ſiehe die früher erwähnte Abſicht einer veränderten Verwendung der von 
dem abgetretenen Kriegsminiſter gemachten Mehrforderung von circa 1½ Mill. Thalern in Ver» 
bindung. Die ganze, für die Durchführung der beſchloſſenen Reformen nöthige Summe, 4 bis 
5 Mill. Thlr., werde erſt in der nächſten Seſſtonsperiode der Kammern auf das Budget gebracht, 


reſp. gefordert werden. 
Deut ſechl an d. 


Frankfurt, 29. Januar. [Bundestägliches.] Eine Antwort des engliſchen 
Kabinets auf die Note, welche der Bund in der Flüchtlings- Angelegenheit an 
daſſelbe bekanntlich hat abgehen laſſen, wurde vor mehreren Tagen dem Bundespräſi⸗ 
dialgeſandten durch den Stellvertreter des abweſenden engliſchen Geſandten übermacht. 
Die Note wird als eine ſehr verſöhnlich gehaltene bezeichnet. In der Sitzung vom 
letzten Sonnabend wurde die Bundesverſammlung von dem Inhalt der Note offiziell 
in Kenntniß geſetzt. Der Eindruck, welchen dieſelbe hervorgebracht, wird als ein ſehr 
befriedigender geſchildet. (A. 3.) 

Die „Pr. Z.“ beſchließt heute ihre Mittheilungen über die Abſtimmungen in der 
deutſchen Flottenfrage mit derjenigen Gruppe von Staaten, welche ſich zunächſt für eine 
Auseinanderſetzung in Betreff der vorhandenen Schiffe der Nordſee-Flotte erklärt 
haben. Es folgt dann eine Darſtellung der weiteren Schritte, Anträge, Gegenanträge 
und Ausſchußberichte, die in dieſer Frage erfolgten, und deren Mittheilung nur inſo⸗ 
fern ein Intereſſe haben kann, als fie ein Bild von der babyloniſchen Verwir⸗ 
rung geben, die nothwendig bei dem Verſuch herauskommen muß, zwiſchen ſo wider⸗ 
ſtreitenden Anſichten zu vermitteln. Der Schluß der Mittheilung berichtet, auf den 
Antrag Hannover's habe nun zwar der Ausſchuß ſich bereit finden laſſen, die Ent: 
ſcheidung darüber zu beantragen, ob die Flotte als Bundeseigenthum für die Vergan⸗ 
genheit zu betrachten ſei; zugleich aber dem Bunde die Befugniß zugeſprochen, auch im 
Falle der Verneinung dieſer Frage mit der Veräußerung der Nordſee-Flotte vorzugehen. 
Ueber das Schickſal dieſes Antrages verſpricht die „Preuß. Ztg.“ demnächſt Weite⸗ 
res mitzutheilen. 7 

Der von dem öſterreichiſchen und dem heſſiſchen Fachmann auf Grund der Bera⸗ 
thungen ſämmtlicher Kommiſſarien für die Preßſachen ausgearbeitete Entwurf von 
„normativen Bundesbeſtimmungen“ für die deutſche Preſſe, iſt dem preußiſchen 
Kommiſſarius noch immer nicht mitgetheilt worden. Der Entwurf wanderte bekannt⸗ 
lich ſofort in die Mappe des öſterreichiſchen Bundestagsgeſandten, ohne daß den übrigen 
Fachmännern Gelegenheit gegeben wurde, deſſen Uebereinſtimmung mit den vereinbar⸗ 
ten Grundlagen zu prüfen und demſelben ihre Genehmigung zu ertheilen. Die dies⸗ 
ſeitige Regierung verbleibt unwandelbar auf dem gleich Anfangs von ihr in dieſer 
Sache eingenommenen Standpunkt. Sie hält an dem Grundſatz feſt, daß vom Bunde 
eben nur allgemeine Normativ⸗Beſtimmungen aufgeſtellt werden, und wird keinen Propo⸗ 
ſitionen ihre Zuſtimmung ertheilen, welche mit der preußiſchen Preßgeſetzgebung in Wi⸗ 
derſpruch treten. (Schw. A.) 
Aus Luxemburg vom 26. Jan. bringt das Luxemburger Wort die Nachricht, 
daß der von der niederländiſchen mit der päpſtlichen Regierung abgeſchloſſene 
Handels⸗ und Schifffahrtsvertrag zur weitern Folge eine Uebereinkunft mit der päpſt⸗ 
lichen Kurie gehabt habe, nach welcher die katholiſche Hierarchie in den Nie⸗ 
derlanden wiederhergeſtellt und eine Anzahl biſchöflicher Sitze errichtet werden ſoll. 
Man hofft infolge davon auch die baldige Rückkehr des Biſchofs Laurent. 


München, 28. Jan. Die Kammer der Reichsräthe hat in ihrer heutigen 


Das heutige Regierungsblatt bringt fie bereits, fie unterſcheidet fi von den früheren 
nur durch die Erwähnung der „Zuſtimmunge Unſerer getreuen Stände.“ 


er Wirkungskreis d iſterien für das Königreich Dänemark, als das Juſtizminiſterium, 
das Miniſeriun des eee Weinert für das Kirchen. und Unterrichtöwelen, blei- 
ben unverändert. 5 x vn . 


den Herjo a Schleswig, i 
die Fa Ib —— die Veneral⸗Zolltammer und die dritte Sektion des Commerz⸗Kol⸗ 


i ig⸗holſtein⸗auenburgiſche Kanzlei gehörenden Sachen, die aus 
Vi früher, unter bie tg, G md Kabel nad Sachen, welche früher unter 


legiums — mit Ausnahme der an das Marine⸗Miniſterium übergegangenen Leuchtſeuer⸗ 
Angelegenhe ine der an das Miniſterium des Auswärtigen übergegangenen Konſulatsſachen 
— ſo wie die früher unter, iu hon Regierung gehörenden Verrichtungen, ſollen 
nach den beſtehenden Vorſchrlften in Zukunft von dem Miniſterium fur das Herzogthum Schleswig wahr⸗ 
genommen werden, ſo weil ſie dieſes Herzogthum angehen, und von dem Minifterium ſür die Herzogthü · 
mer Holſtein und Lauenburg, jo weit ſſe dieſe beiden Herzogthümer angehen; und ſollen demnächſt die Sa- 
chen, welche die den Herzogt ümern Schleswig und Holſtein gemeinſamen nicht⸗ politiſchen An⸗ 
Halten und Einrichtungen angehen, nämlich die Univerfität zu Kiel, die Ritterſchaft, der ſchleswig⸗ 
holſteinſche Kanal, das Brandverſicherungsweſen, die Strafanſtalten, das Taubſtummen, Inſtitut 
und die Irren⸗Anſtalt, von dem Minifter für das Herzogthum Schleswig und dem Minifter für 
die Herzogthümer Holſtein und Lauenburg kollegialiſch behandelt werden. > 

Unſere | mmtlichen Miniſterien follen ihren beſtändigen und ausſchließlichen Sitz in Unferer 
t. Haupt- und Reſidenz Stadt Kopenhagen haben. 

Unfere ſämmtlichen Minifter bilden Unfern geheimen Staatsrath, in welchem Wir auch 
inskünftige den Vorſitz führen und an deſſen Versammlungen Unſer vielgeliebter Oheim, Se. k. 

oheit der Erbprinz, wie bisher, Theil nehmen werden. Hinſſchtlich der Befugniſſe und der Ge⸗ 
chäftsordnung Unſers geheimen Staatsraths wird es bis auf Weiteres bei den früheren Regeln 
ein Verbleiben haben. Das Protokoll ſoll vom Staatsſekretär geführt werden. 

Der Miniſter für das Herzogthum Schleswig und der Minister für die Herzogthümer Hol⸗ 
ein und Pguenbur find Uns allein für ihre Amtsführung verantwortlich. Die Verantwort⸗ 
ichkeit der brigen Miniſter dem däniſchen Reichstage gegenüber iſt — in Uebereinſtimmung 

mit § 18 des däniſchen Grundgeſetzes — auf den Theil ihrer Amtshandlungen beſchränkt, wel⸗ 
cher das Königreich Dänemark angeht. 

In Gemäßheit des § 21 des Grundgeſetzes haben Wir Unſern Miniſter der auswärtigen 
mag agenheiten dazu ernannt, bis auf Weiteres Premierminiſter für das Königreich Däne⸗ 
mark zu ſein. g 

& = fein Zweifel an Unſerm feſten Willen obwalten kann, die Beſtimmungen des däni⸗ 
ſchen Grundgeſetzes unverbrüchlich zu halten, ſo werden Wir auch auf verfaſſungsmäßigem Wege 
den Provinzialftänden für Unſer Herzogthum Schleswig, jo wie den Provinzialſtänden für Unfer 
Herzogthum Holſtein eine ſolche Entwickelung zu Theil werden laſſen, daß ſedes dieſer Herzog⸗ 
thümer hinſichtlich feiner bisher unter den Wirkungskreis der berathenden Provinzialſtände ge⸗ 
en Angelegenheiten eine ſtändiſche Repräſentation mit beſchließender Autorität (Myn⸗ 

ed) erhält. 

a Grech ong dieſes Zweckes werden Wir daher Geſetz.Entwürſe für jedes der beiden Her⸗ 
0 thümer insbeſondere ausarbeiten und deren Provinzialftänden zur Begufachtung vorlegen 
aſſen, in Uebereinſtimmung mit § 8 des Geſetzes vom 28. Mai 1831 und der Schlußbeſtim⸗ 
mung der Verordnungen vom 15. Mai 1834. 5 

ie Geſetz- Entwürfe, die zu beregtem Zwecke für das Herzogthum Schleswig ausgearbeitet 

werden ſollen, werden insbeſondere die nothwendigen Beſtimmungen enthalten, um der däniſchen 

1 55 der deutſchen Nationalität in dieſem Herzogthum vollkommene Gleichberechtigung und kräf⸗ 
gen Schutz zu gewähren und zu ſſchern. 

Die Suspenſſon der Wirkſamteit des ſchleswig⸗holſteiniſchen Ober-⸗Appellations-Gerichts in 
Betreff des Herzogthums Schleswig wird beibehalten. Zu dem Zwecke der definitiven Beſchrän⸗ 
kung dieſes höchſten Gerichtshofes auf die Herzogthümer Holſtein und Lauenburg ſollen den 
zuerſt zuſammentretenden provinzialſtändiſchen Verſammlungen Sefe ‚Entwürfe vorgelegt werben. 

ie Provinzialftände für das Herzogthum Schleswig und die rovinzialſtände des Herzog · 
thums Holſteins find baldmöglichſt nach Ablauf der gegenwärtigen mit dieſem Jahre aujhören- 
den Wahlperiode zuſammenzuberufen, nachdem neue Deputirtenwahlen vorgenommen ſein wer⸗ 
den. Dieſe Wahlen ſollen in denjenigen Diſtrikten des Herzogthums Schleswig, die ſich in 
Belagerungsſtand befinden, erft nach deſſen Aufhebung ſtattfinden. Die Sr. Durchl. dem Her⸗ 
joe von Schleöwig-Holftein-Sonderburg-Auguftenburg beigelegte erbliche Virilſtimme in der 

erſammlung der ſchleswigſchen Ser fällt weg. Freier und unbedingter Gebrauch 
der däniſchen und der deutſchen Sprache in der Verſammlung der Provinzialſtände des Herzog ⸗ 
thums Schleswig ſoll ſchon in der zuerſt zuſammentretenden Verſammlung geſtattet ſein, und 
werden von Uns die dazu erforderlichen Veranſtaltungen getroſſen werden. 

Sobald Unfere landesherrliche Gewalt in Unſerem Herzogthum Holſtein wieder vollkommen her⸗ 
geftellt ſein wird, ſoll dieſes Herzogthum nach den rechtlich be ehenden Geſetzen verwallet werden, 
welche nur auf verfafjungsm on Wege verändert werden ſollenz in der Abſicht ein gemeinſames 
Zoll Walt 5 die geſammte Monarchle herbeizuführen, ſoll das Erforderliche zur Aufhebung 
Ben olllinie an der Elder unverweilt eingeleitet werden; der in einigen Diſtrikten des Herzog⸗ 
hums Schleswig beſtehende Belagerungszuſtand ſoll daſelbſt aufgehoben und das für dieſes 
Herzogthum unterm 10. Mai 1851 ausgefertigt Patent in Betreff einer Amneſtie ſoll einer 
umfaſſenden Reviſion unterzogen werden. — Denjenigen, welche auch noch ferner von der Am ⸗ 
neſtie ausgeſchloſſen bleiben, foll eben jo wenig der Aufenthalt in den übrigen Theilen Unſter 
Monarchie geftattet fein, während hingegen Diejenigen, die von der Amneftie nicht ausgeſchloſ⸗ 
fen werden, frei und ungehindert nach dem Herzogthum Schleswig werden zurückkehren dürfen. 

Hinſichtlich der Verfaſſung unſeres Herzogthums Lauendurg werden wir, nach vorangegan⸗ 
gan verfaſſungsmäßiger Verhandlung mit unſerer getreuen Ritter⸗ und Landſchaft unſere aller⸗ 

ch 0 8 ir . Kunde bringen. 

uſre Verhältniſſe a itglied des deutſchen Bundes für die Herzogthümer Holſtein und 
Lauenburg bleiben unverändert. 0 hi Herzogthümer Holſt | 
7 ir erwarten zuverſichtlich, daß Unfere lieben und getreuen Unterthanen in allen Teilen un⸗ 
it MNonarchſe in Vorſtehendem einen neuen Beweis unferer laudesväterlichen Fürſorge, die 
5 leicher Liebe fie alle umfaßt, erblicken werden, und hoffen, daß es unter Beiſtand des All- 
kun z nch glücken werde, den unter unſerm Scepter vereinigten Landen eine glückliche Zu⸗ 


Gegeben au i 
auf unſerm Schloſſe Chriſtiansborg, den 28. Januar 1852, 
* 0 > s Au Unſerm k. Band und Siegel: 
Frederik R. 


C. Moltke C. F. Hanſen. C. A. Bluhme. W. C. E. Sponneck. 
Die Verleſung y Sſeen⸗Bille. V. G. Bang. A. W. Scheel. 
men. Nur an der gie Aktenſtückte wurde im Volksthing in tiefer Stille aufgenom⸗ 
die Rede war, erſcholl tele, wo von der Aufrechthaltung des däniſchen Grundgeſetzes 
genommen wurde. Der n ſtarkes Hört! welches von einigen Seiten mit Ziſchen auf⸗ 
theilung zur Tagesordnung aiſibende erklärte es für unſtatthaft, nach einer ſolchen Mit⸗ 
die auf heute anberaumt weüberzugehen. (Ja! Ja) Er hob daher die Sitzung auf, 
f in. Turde. Gleiches geſchah im Landsthing. — Dem Verneh⸗ 
men nach gedenken beide Thing. Hals ge r s e 194 
ten, um von demſelben Rechenſch Interpe 2 as Miniſterium zu rich⸗ 
Politik zu rechtfertigen geeignet 5 für die Umſtände, welche die neueſte Wendung der 
zu verlangen Dise Interpellationen ſowie Vorlage der hierauf bezüglichen Aktenſtücke 
Ta ne: Em — Die Dreh werden vermuthlich nächſten Montag auf die 
Feb delunde meet . Grundgefeg Mn Rei heute nur ganz kurze Betrachtungen an. 
Me and er 50 ech e das „Reich Dänemark“ habe aufgehört zu 
es beſtehe nur * ae für die, „Provinz Dänemark.“ 
W van rei ch. ; 
em Parts, 20. Januar. eee Nach dem heutigen Moniteur “ find 
x annt: Jerome Bonaparte zum Pr ae Meinard, Droupn de L'huys, 
blüng und Baraguay d'Hilliers — ice⸗Präſidenten des Senats. General 
aner e zum Großreferendar, der Reda 55 des Conſtitutionnel,“ Boilay an 
eh eee 
2 Sekretär des Staa N 
Der Staats rath tritt unverzüglich in Wirkſamkeit. * 55 


* 


Reventlow- Spin 


Theil ihres Vermögens ausmachte. 


Die Konſultativ⸗Kommiſſion iſt aufgelöſ t. 
Die Mitglieder des neuen Staatsraths haben ſich geſtern Abend nach dem Elpſee 

begeben und ſich, einer nach dem andern, durch den Vice⸗Präſidenten des Staatsraths, 

Baroche, dem Prinz⸗Präſidenten der Republik vorſtellen laſſen. 2 

Die allgemeinen Wahlen für die Ernennung der Mitglieder des ge⸗ 
ſetzgebenden Körpers werden den 15. und 16. Februar d. J. ſtattfinden. 

Eine Weigerung, die nicht viel Aufſehen erregt hat, aber nichtsdeſtoweniger ſtattge⸗ 
funden hat, iſt die des früheren Siegelbewahrers und Münzdirektors Perſil, welcher 
die Präſidentſchaft einer der Sektionen des Staatsraths angenommen hatte. Hr. Perſil 
war von ſeiner Ernennung offiziell in Kenntniß geſetzt worden; als er aber den „Mo⸗ 
niteur“ vom 22. geleſen hatte, verſammelte er ſeine Familie und beſchloß, dieſe Ehre 
abzulehnen. ; 

Man hat bemerkt, daß Herr v. Morny und Herr v. Chaſſeloup⸗Laubat die beiden 
einzigen früheren Miniſter ſind, die, obgleich mit Louis Napoleon nicht zerfallen, weder 
unter den Senatoren, noch unter den Staatsräthen ſich befinden; es geht daraus her⸗ 
vor, da zumal eine öffentliche Anſtellung ſich nicht mit dem Platze eines Staatsraths 
vereinigen läßt, daß es dieſen beiden Herren gar nicht fehlen kann, binnen Kurzem eine 
hohe offizielle Stellung zu erhalten. Von Herrn v. Chaſſeloup ift es ziemlich ſicher, 
daß er unſern Geſandten in Berlin, Herrn Lefebvre, erſetzen wird, welcher in den 
Staatsrath ernannt iſt. Herr v. Morny aber würde als außerordentlicher Geſandter, 
mit den Vermählungs⸗Vollmachten des Prinzen Louis Napoleon verſehen, nach Schwe⸗ 


den gehen. 


Herr v. Perſigny iſt nicht nur Miniſter des Innern, ſondern auch auserſehen, 
die Funktionen des Staatsminiſters, wovon Herr v. Caſabianca alſo nur den Titel 
hat, ſowie die des Polizeiminiſters, Herrn v. Maupas, in Wirklichkeit zu verſehen. 

Bei der Ernennung des Herrn Caſabianca und Maupas war übrigens die Direk⸗ 
tion des Herrn v. Perſigny zur Bedingung gemacht worden, worein ſich freilich kein 
anderer als dieſe beiden Herren ſo leicht gefügt haben würde; dieſes aber, daß ſie ſich 
ſo leicht mit einer untergeordneten Stellung begnügten, iſt größtentheils Urſache, daß 


ſie beim Elyſee in Gunſt ſind; Herr v. Maupas verdankt es dieſer glücklichen Eigen⸗ 
ſchaft, daß er gleich beim erſten Zuſammentreffen dem Präſidenten gefallen und noch 
kürzlich den Sieg über Carlier und andere gefährliche Mitbewerber davon getragen hat. 
Sie können ſich nicht vorſtellen, was für Ambitionen durch die Bildung der beiden 
Miniſterien Caſabianca und Maupas angeregt worden find: al rd 


Der „Moniteur“ hat die (bereits von uns mitgetheilte) offizielle Widerlegung der 


vom „Conſtitutionnel“ gemachten Andeutungen in Betreff einer neuen Inbetrachtnahme 
des Orleans⸗Dekrets heute auch veröffentlicht. 


nel“ in Folge dieſer Mittheilung der Cenſur unterworfen worden, von welcher er allein 
bisher befreit geweſen. 


druck gemacht. 


Es beſtätigt ſich, daß der „Conſtitution⸗ 


. Selbſt in der Armee hat das Orleans-⸗Dekret ſchlechten Ein⸗ 
(Gleichwohl iſt es in allen Kommunen angeſchlagen worden. 
Es iſt aufgefallen, daß General Gourgaud ſich nicht auf der Senatorenliſte befindet. 


Manche glauben, daß er die ihm zugedachte Ehre ausſchlagen wollte.) 


Unter den Finanzprojekten iſt auch die Aufnahme eines alten Planes zu erwähnen, 


welcher 1840 von Herrn Teſte entworfen war und welcher das Notariat und die An⸗ 
waltſchaft ſtark beſteuert wiſſen wollte. 
delbare Einkommen, auf Renten- und Aktiengeſchäfte. Teſte ſoll jetzt häufig zu Rathe 
gezogen werden. 7 rt 


Man ſpricht von einer Steuer auf das wan⸗ 


Paris, 30. Januar. Im heutigen „Moniteur“ wird die Freigebung derjenigen 


Verhafteten angeordnet, die nur als irregeführt zu betrachten ſind. 


Es iſt noch ungewiß, zu welcher Zeit die Wahlen für das Corps legislatif ſtatt⸗ 
finden werden. n f 
Belgien. 


Brüſſel, 29. Januar. [Die Güter⸗Konfiskation der Orteans.] Die 


belgiſche Regierung beſchäftigt ſich ſehr mit dem Dekret in Betreff der Güter Ludwig 
Philipps. Man ſchätzt die Summe, deren die Kinder des Königs Leopold durch dieſe 


Maßregel beraubt werden, auf 14 Millionen Franks, ein Betrag, der den größten 
Mehrere Miniſter⸗Konſeils haben ſeit dem 23. d. 
ſtattgehabt, und man glaubt allgemein, daß die darin beſchloſſenen Inſtruktionen un⸗ 
mittelbar unſerem bevollmächtigten Geſandten in Paris überſchickt worden ſind; wenn 
auch nicht, um gegen das Dekret zu proteſtiren, doch wenigſtens zu verſuchen, den 
Prinz⸗Präſidenten über die traurigen Folgen einer ſolchen Handlung aufzuklären. Es 
iſt voraus zu ſehen, daß die Höfe von Spanien, Neapel, Würtemberg und Sachſen⸗ 
Koburg ähnliche Vorſtellungen machen werden, da ſie alle dieſelben Intereſſen wie 
König Leopold zu vertheidigen haben. At N 
Die Teſtaments⸗Exekutoren Louis Philipps haben eine Art Proteft einreichen 
laſſen, welcher den Antrag ſtellt, daß die Frage der Legalität der Dekrete den Ge⸗ 
richtshöfen zur Entſcheidung anheimgegeben werdez Berryer und Marie haben dies 
Aktenſtück mit unterzeichnet. Man erwartet, daß König Leopold und der König von 
Würtemberg ernſten Proteſt einlegen — (jener für feine Kinder, dieſer für den Herzog 
von Würtemberg); dieſer Proteſt ſoll allen europäiſchen Mächten mitgetheilt werden. 


Groß brit an nien. ‘ 

* London, 2% Jan. [Miniſterrath. — Normanby. — Strike.) Heute 
um 2 Uhr war wieder Kabinetskonſeil im Foreign Office; alle Miniſter waren zuge⸗ 
gen. — Das Konſeil ſcheint ſich permanent erklärt zu haben, denn es ſitzt beinahe täg- 
lich, und die Sitzungen werden nicht mehr, wie ſonſt, im Voraus angeſagt. 

Das geſtrige Miniſterkonſeil war eines der längſten, die ſeit lange ſtattgefun⸗ 
den haben; es dauerte 4½ Stunden! 1 7 N 8 

Es iſt heute (ſo viel wie) gewiß, daß Lord Normanby den Geſandtſchaftspoſten in 
Paris „aufgegeben hat.“ Wir hatten mehrmals Gelegenheit, die über Se. Lord⸗ 
ſchaft umlaufenden Gerüchte hervorzuheben. Dieſelben klangen ziemlich widerſprechend. 
Globe ſtellte einmal L. Normanby's Eintritt ins Kabinet als wahrſcheinlich dar; nicht 
offizielle Blätter wollten bald wiſſen, daß er mit L. Napoleon, bald, daß die Regie⸗ 
rung mit ihm wegen L. Napoleon's zerfallen ſei. Die nächſten Tage werden wohl 
zeigen, in welchem Zuſammenhange L. Normanby's Reſignation mit der miniſteriellen 
Kriſis ſteht. — Lord Cowley, heißt es, ſoll als Geſandter nach Paris gehen. Gewiß⸗ 
heit darüber wird morgen die „Gazette“ bringen. 4 1 oz ul 

Zum „Strike.“ — Am bitterften hat die Arbeitsfeier den zahlreichen Stand der 
„Labourers“ oder handlangernden Arbeiter betroffen, wie ſie zum Unt 


de von 
den gelernten oder „Skilled (kundigen) Workmen“ genannt werden. Der „Labouter“ 
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verdient in der Regel 168. bis 208. die Woche; von biefer Summe läßt ſich in Lon⸗ 
don ſehr ſchwer ein Nothpfennig für arbeitsloſe Zeiten oder die Beiſteuer zu einer Hilfs⸗ 
kaſſe abſparen. Die Labourers haben den Strike nicht herbeigeführt und nur gezwun⸗ 
gen mitgemacht, noch haben ſie durch denſelben etwas zu gewinnen. Von den Geldern, 
welche die öffentliche Wohlthätigkeit bisher den entlaſſenen Arbeitern zufließen ließ, zo⸗ 
gen die Labourers den geringſten en. Bei einer Geſammtmeeting der Handlanger, 
das geſtern in High Holborn abgehalten wurde, kamen dieſe traurigen Uebelſtände zur 
Sprache, und es wurde beſchloſſen, ein Central⸗Comité zu bilden, um das Publikum 
ausſchließlich zum Beſten dieſes Standes um milde Gaben anzusprechen, und eine De⸗ 
putation an die — Aſſociation der Arbeitgeber abzuſenden und ihr die Lage der Hand: 
langer ans Herz zu legen. — Ueber den Vollziehungsausſchuß der Amalgamated Society 
wurde ſtarke Klage geführt. 

* Dublin, 28. Januar. [Iriſche Zuſtände.] In der „Rotunda“ donnerten 
geſtern die geiſtlichen Mitglieder der proteſtantiſchen Aſſociation wieder gegen die May⸗ 
nooth⸗Subſidſen und faßten gewaltige Reſolutionen. Maynooth wird dadurch nicht 
gefährdet, ſondern höchſtens das Kabinet ennupirt werden, was die Ultramontanen nur 
freuen kann. z 

In Limerick fand geſtern Abend ein grandioſes Bankett dem ultramontanen M. 
P. des Ortes, Lord Arundel, zu Ehren ſtatt. Se. Lordſchaft ſelbſt aber war nicht 
zugegen. Er ließ ſich durch Unwohlſein entſchuldigen. Kardinal Wiſeman, eine Menge 
anderer Prälaten und viele Mitglieder der „iriſchen Brigade“ hatten ein Gleiches ge⸗ 
than. Doch ſaßen 400 große und kleine Notabilitäten an der Tafel. Am bemer⸗ 
kenswertheſten war die Rede Dr. Ryan's: „Wir ſagen der Königin von England und 
dem britiſchen Parlament, daß wir uns in geiſtlichen Dingen als vollkommen unab⸗ 
hängig betrachten. (Beifall.) Die Krone hat gewiß das Supremat über die Kirche von 
England, nicht über die katholiſche Kirche in England“ (Beifall) u. ſ. w. Dr. Ryan 
ſuchte die Nothwendigkeit eines Konkordats mit Rom nachzuweiſen. 

Die außerordentliche Affifenfisung in der durch agrariſche Verbrechen heimgeſuchten 
Grafſchaft Monaghan wurde am 27. eröffnet. Da ſich die Geſchwornen in agrari⸗ 
ſchen Fällen ihrem Amt gern zu entziehen ſuchen, wurden die geſetzlichen Geldſtrafen 
für Weigerung oder Säumniß ſtrengſtens angedroht. 
um ein paar Kompagnien Dragoner vermehrt. 

Drei nordiſche Bezirke ſind in Belagerungszuſtand, d. h. unter der „Crime und 
Outrage“ Akt (Waffenverbot). In einigen kleinen Ortſchaften ſtellte die Polizei Haus⸗ 
ſuchungen an und nahm verborgene Waffen weg. Nach dem Banner of Ulſter iſt 
die Gegend von Newdry in fortwähtender Aufregung und Angſt vor der Bandmänner⸗ 
Vehme, welche die entſetzlichſten Drohbriefe ausſtreut und ihre Drohungen bekanntlich 
nur zu gewiſſenhaft zu erfüllen ſtrebt. 


Spanien. 


Madrid, 24. Januar. [Eine republikaniſche Verſchwörung.] Durch 
die Entdeckung des republikaniſchen Klubs in Valencia iſt es den Behörden gelungen, 
das Netz zu zerreißen, das die Rothen bereits über einen großen Theil von Spanien, 
beſonders des litoralen, gezogen hatten. Man iſt gleichzeitg Meiſter ihrer ganzen Kor⸗ 
reſpondenz geworden und es ſollen nicht wenige Perſonen dadurch kompromittirt ſein. Man 
pricht ſogar von einigen Generalen und nennt die Namen Prim und Ortega. Der 
Hauptſitz der Verſchwörer war Barcelona, wo in Folge der Entdeckung mehr als 50 
Perſonen verhaftet worden ſind, und darunter einige reiche Kaufleute. Auch in Madrid 
wurden mehrere Perſonen verhaftetz es find dies aber keine Bewohner der Hauptſtadt, 
ſondern Catalonier, Valencianer und Andaluſier, die als Abgeordnete der demokratiſchen 
Propaganda hierher gekommen waren, die Truppen aufzuwiegeln. An alle Civil- und 
Militär⸗Gouverneure iſt die ſtrengſte Weiſung ergangen, ein beſonderes Augenmerk auf 
die Leute zu haben, womit die Soldaten in der letzten Zeit zu verkehren pflegten. Den 
Soldaten ſelbſt aber iſt eine Prämie von 2 Unzen Gold (160 Frs.) ausgeſetzt, wenn 
fie Eiviliſten, die aufrühreriſche Reden mit ihnen führen, ai anhalten. An die 
Zeitungen iſt aber der diktatoriſche Befehl ergangen, mit keinem Worte über dieſe Vor⸗ 
fälle und Anordnungen zu berichten, unter Androhung der augenblicklichen Entziehung 
der Konzeſſion. General Narvaez, der mit zweien feiner Adjutanten am 16. d. M. 
in ſeinem Geburtsorte Loja anlangte, erhielt eine Stunde nach ſeiner dortigen Ankunft 
vom Subdelegaten der Provinz den Befehl, ohne Vorwiſſen und Genehmigung der 
Behörde die Stadt nicht zu verlaſſen. — Don Paquito (Volksname des Königs), der 
noch immer auf der Jagd ſich befindet, hat ſeiner Schwiegermutter einen erlegten wil⸗ 
den Eber geſchickt, der 230 Pfund wiegt. — Die beiden Jäger⸗Bataillone, in welchen 
n Meuterei ſtattgefunden hat, haben heute Madrid verlaſſen. Das eine kömmt 


ranjuez und das andere nach Legana. (K. 3.) 
mie! Amer i k a. 

* (Amerikaniſche Poſt.] Der „Franklin“ hat auf dem Wege nach Havre 
am 29. morgens in Cowes angelegt. Er bringt außer 672 B. Baumwolle 
340,000 Dollar baar und Briefe aus New⸗York vom 17. Der „Union“ und der 
„Elddorado“ waren in New⸗York von Chagres angekommen; letzterer mit Goldſtaub 
im Werthe von 1,000,500 Dollar und neueren Nachrichten (um einen Tag) aus Kali⸗ 
fornien. Gouverneur M. Dougall hat eine Proklamation erlaſſen, die eine militäri⸗ 
ſche Expedition gegen die Indianer anordnet. — Koſſuth war in der Hauptſtadt 
Penſylvaniens mit außerordentlichen Ehrenbezeugungen empfangen worden. Der Gou⸗ 
verneur von Maſſachuſſets ſpricht und agitirt offen für eine bewaffnete Inter⸗ 
vention zu Gunſten Ungarns. Es beſtätigt ſich, daß der öſterreichiſche Geſchäfts⸗ 
träger ſich wegen des Benehmens Webſters (beim Kongreßbanket) beim Präſidenten 
beſchwert hat. — Wieder gingen auf dem Miſſiſippi zwei Dampfer durch Explosion zu 
Grunde, wobei 21 Perſonen ums Leben kamen. — Lola Montez hat eine Schrift 
zur würdigen Erläuterung ihres Lebens und Charakters veröffentlicht. 

Ein Brief in Times aus New⸗Hork vom 10. ſchildert die Erfolge Kofſuth's 
in Amerika alz theilweiſe ſehr glänzend und die Macht der offen zu feinen Gunſten 
agirenden demökratiſchen Partei als ſehr gewaltig. Der Ruf nach thätiger Interven⸗ 
tion in Europa ſei vielverbreitet, aber — im beſten, oder wenn man will, im ſchlimm⸗ 


ſten Falle wolle ſich Amerika doch zu keinem ‚aktiven Schritte bequemen, wofern nicht 


England mit von der Partie iſt. 


Redakteur und Verleger: H. Barth in Breslau. 


Auch die Militairmacht wurde N 


Der in der erſten Beilage dieſer Zeitung Nr. 29 S. 320 inſerirte Artikel aus 
Landsberg O/S. (Konflikt zwiſchen Gewerbtreibenden und der Polizei) wird hiermit 
feinem ganzen Inhalte nach für das Hirngeſpinnſt eines müſſigen Kopfes erklärt; das 


Thatſächliche in demſelben iſt rein erlogen. 


Landsberg O/S., den 30. Januar 1852. 


F. Puſch, Bürgermeiſter. 


Entbindungs⸗Anzeige. 
Die heute erfolgte glückliche Entbindung ſei⸗ 
ner lieben Frau Auguſte, geb. Jacob, von 
einem geſunden Mädchen, zeigt Verwandten und 
Freunden, ſtatt jeder beſonderen Mittheilung, 
hierdurch ergebenſt an: 
Nobert Berthold. 
Breslau, den 31. Januar 1852. 


nden eee 
Zum nothwendigen Verkaufe des hier Nr. 4 
am großen Wehre und Nr. 7 in der Salzgaſſe 
belegenen, auf 16,322 Rtlr. 11 Sgr. 8% Pf. 
geſchätzten Grundſtückes, haben wir einen Termin 
auf den 2. April 1852, 
Vormittags 10 Uhr, 
in unſerem Parteien⸗Zimmer — Junkernſtraße 
Nr. 10 — anberaumt. 
Taxe und Hypotheken⸗Schein können in der 
Subhaſtations-Regiſtratur eingeſehen werden. 
Breslau, den 14. Sept. 1851. 
[13] Königl. Stadt⸗Gericht. Abth. T. 


Subhaſtations⸗ Bekanntmachung. 
Zum nothwendigen Verkaufe des hier Tauen⸗ 
zienſtraße Nr. 63 belegenen, auf 33863 Rtlr. 


1569] 


27 Sgr. 4 Pf. geſchätzten Grundſtücks, haben 


wir einen Termin 
auf den 2. Juli 1852, 
Vormittags 10 Uhr, 
in unſerem Parteien » Zimmer — Junkernſtraße 
r. 10 — anberaumt. 
Taxe und Hypotheken⸗Schein können in der 
Subhaſtations⸗Regiſtratur eingeſehen werden. 


Breslau, den 11. Dezbr. 1851. 
2 Königl. Stadt⸗Gericht. Abth. I. 
[135] Verkauf. 


u 
Da für das der hieſigen Stadtgemeine gehö⸗ 
rige und an der Kloſterſtraße sub Nr. 10 und 
Paradiesgaſſe Nr. 19 gelegene Grundßück (vor⸗ 
mals des Cafetier Hanke'ſche Etabliſſement), 
indem am 26 d. Mts. angeſtandenen Termine 
kein annehmbares Gebet gemacht worden, ſo 
haben wir zum Verkauf deſſelben einen ander⸗ 
weitigen Licitations⸗Termin 
auf Dienſtag den 10. Febr. d. J. 
„ 
le anberaumt, zu 


\ „Nachmittags 5 
im rathhäuslichen Fürſtenſag 0 
welchem Kaufluſtige int dem Bemerken eingela- 
den werden, daß die Kaufbedingungen in der 
Rathsdienerſtube eingeſehen werden können. 

Breslau, den 28. Januar 1852. 

Der Magiſtrat 
hieſiger Haupt- und Reſidenz⸗Stadt. 


[136] Brennholz⸗Verkauf. 

Im Jagen 8 des Schutzdiſtrikts Stoberau, % 
Meile entferne t von der Stoberauer Flußablage, 
werden in dieſem Winter Kiefern, Fichten und 
einige Eichen, auch Erlenſcheit und. Knüppel⸗ 
hölzer eingeſchla en. Es wird der Verkauf der⸗ 
ſelben zur Abſahrt aus dem Schlage beabſich⸗ 
ſichtigt, und deshalb eine Ausbietung des Hol- 
zes im Wege des Meiſtgebots pro Klafter nach 
den Holzſortimenten angenommen. Die Ge⸗ 
fammtquantität dieſer Hölzer mit Einſchluß 
einiger aus der Totalität des Schugzdiſteikts, 
kann die Höhe von 500, Klaftern erreichen. 
Zum Bietungstermin beſtimme ich 
Freitag, den 6. Febr., Mittags 1 Uhr 
im Gaſthoſe des Herrn Pohl blerſelbſt, und 
lade Kaufluſtige ein, ſich das bereit ſtehende 
Holz vor dem Termine anzuſehen, die Bedin⸗ 
gungen zu vernehmen und ihre Gebote abzu⸗ 
geben. a \ 

Stoberau, den 30. Januar 1852. 

Der königl. Oberförfter En gelten. 


Börfenberichte, 
beſchränkte 
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137) Die Anlieferung von Mauer- und Dach⸗ 
Ziegeln aus Frankenſtein, Cementen und Theer 
aus Breslau, von Mauerſand, gelöſchten Kalk, 
Bauhölzern, Bohlen, Brettern, Schindeln, Lat⸗ 
ten ꝛc., ſollen im Wege der Submiſſion unter 
den im Fortifikations⸗Bükeau vom 30ſten d. M. 
ab, täglich von 10 bis 12 Uhr einzuſehenden 
Bedingungen, an einen der drei Mindeſtfor⸗ 
dernden vergeben werden. 5 

Lieferungs⸗Unternehmer haben ihre verſtegelten 
Offerten bis zum 12. Februar d. I., Mittags 

11 Uhr, im Büreau abzugeben, ſich zu dieſer 
Zeit auch perſönlich daſelbſt einzufinden, um bei 
Eröffnung der Offerten gegenwärtig zu ſein. 

Später eingehende ſowohl ſchriftliche als 
mündliche Anträge finden keine Berückſichtigung, 
ebenſowenig kann die Fortiftkation ſich mit irgend 
einem Unternehmer in Korreſpondenz einlaſſen, 
was hierdurch zur Kenntniß gebracht wird. 

Silberberg, den 28. Januar 1852. 
Müller, 
Hauptmann und Platz⸗Ingenieur. 


[138] Offene Poſten. 

Behufs Bildung des neuen Gemeinde⸗Vor⸗ 
ſtandes in hieſiger Stadt ſind folgende drei Aem⸗ 
ter zu beſetzen: 

1. Das Amt eines Bürgermeiſters, 
welcher zugleich die Syndikats⸗Geſchäfte mit 
zu verwalten hat mit einem jährlichen Ge⸗ 
84 von 1000 Thlr. 

Das Amt eines Kämmerers, dem 
die Bearbeitung des Bauſaches mit über⸗ 
tragen werden ſoll, mit einem jährlichen 
Gebalt von 500 Thlr. für das Kämmerer⸗ 
Amt und einer jährlichen Remuneration 
von 200 Thlr, für das Baufa 

Das Amt eines Forſt⸗Jaſpektors, 

mit einem jährlichen Gehalt don 500 Thlr. 

Qualiſizirte Bewerber um dieſe Poſten belie⸗ 
hen ihre Anmeldungen ſpäteſtens bis zum 
1. März d. J. an unſern Vorſſtzenden, Hrn. 
Fabrikbeſitzer Ungerer einzuhändigen. 

Hirſchberg / S., den 28. Januar 1852. 

Der Gemeinde⸗RNath. 


bin Heiraths⸗Geſuch. 


Ein junger Landwirt von angenehmen 
Aeußern und Charakter, bemittelt, ſucht zur 
Ausführung eines vortheilhaſten Gut Kaufes, 
eine junge Dame mit einem disponiblen Ver⸗ 
mögen von circa 6— 8000 Thlr. zur Lebensge⸗ 
fährtin, und wird hierbei mehr auf Herzens⸗ 
üte, als auf ſchönes Geſicht geſehen. Unter 
Zuſicherung der firengften Diskretion werden 
Offerten erbeten unter der Adreſſe: Breslau, 
poste restante Breslau. 
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